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BUNDESGERICHTSHOF 
 

BESCHLUSS 

3 StR 125/24 
 

vom 

14. Mai 2024 

in der Strafsache 

gegen 

 

 

 

           

alias:           
           
            
         
           

 

wegen bewaffneten Handeltreibens mit Betäubungmitteln u.a. 
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Der 3. Strafsenat des Bundesgerichtshofs hat auf Antrag des Generalbundesan-

walts und nach Anhörung des Beschwerdeführers am 14. Mai 2024 gemäß § 349 

Abs. 2 und 4, § 354 Abs. 1 analog StPO einstimmig beschlossen: 

 

1. Auf die Revision des Angeklagten wird das Urteil des Landge-

richts Mönchengladbach vom 8. Dezember 2023 im Schuld-

spruch dahin geändert, dass der Angeklagte des bewaffneten 

Handeltreibens mit Betäubungsmitteln in Tateinheit mit tätli-

chem Angriff auf Vollstreckungsbeamte und mit Widerstand 

gegen Vollstreckungsbeamte sowie des Handeltreibens mit 

Betäubungsmitteln schuldig ist.  

2. Die weitergehende Revision wird verworfen.  

3. Der Beschwerdeführer hat die Kosten des Rechtsmittels zu 

tragen. 

 

 

Gründe: 

Das Landgericht hat den Angeklagten wegen bewaffneten Handeltreibens 

mit Betäubungsmitteln in Tateinheit mit tätlichem Angriff auf Vollstreckungsbe-

amte und mit Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte (Tat zu II. 2. der Urteils-

gründe) sowie wegen Handeltreibens mit Betäubungsmitteln in Tateinheit mit Be-

sitz von Betäubungsmitteln (Tat zu II. 1.) zu einer Gesamtfreiheitsstrafe von drei 

Jahren und sechs Monaten verurteilt. Hiergegen wendet sich der Angeklagte mit 

seiner auf die allgemeine Verfahrens- und Sachrüge gestützten Revision. Das 
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Rechtsmittel hat mit der Rüge der Verletzung materiellen Rechts in dem aus der 

Beschlussformel ersichtlichen Umfang Erfolg; im Übrigen ist es unbegründet im 

Sinne des § 349 Abs. 2 StPO. 

1. Der Schuldspruch ist hinsichtlich der Tat zu II. 1. dahin zu ändern, dass 

die tateinheitliche Verurteilung wegen Besitzes von Betäubungsmitteln entfällt. 

Der Strafausspruch bleibt hiervon im Ergebnis unberührt. Der Generalbundesan-

walt hat hierzu das Folgende ausgeführt: 

„Mit dem am 1. April 2024 in Kraft getretenen Gesetz zum Umgang 
mit Konsumcannabis vom 27. März 2024 (KCanG) hat der Gesetz-
geber den Umgang mit Cannabis dem Regelungsbereich des BtMG 
entzogen und auf eine neue gesetzliche Grundlage gestellt. Dieses 
wird der Senat in Ermangelung einer Übergangsregelung gemäß 
§ 2 Abs. 3 StGB seiner Entscheidung zu Grunde zu legen haben. 
§ 3 Abs. 1 KCanG enthält für Personen, die das 18. Lebensjahr voll-
endet haben, eine Bereichsausnahme vom grundsätzlichen Besitz-
verbot des § 2 Abs. 1 Nr. 1 KCanG, nach der der Besitz von bis zu 
25 Gramm Cannabis (außerhalb der Wohnung) zum Zweck des  
Eigenkonsums erlaubt ist. Gemessen hieran kann die Verurteilung 
des Angeklagten wegen Besitzes von Betäubungsmitteln keinen 
Bestand haben. Sie hat zu entfallen. Denn der Angeklagte führte 
nach den Feststellungen - neben dem von der Neuregelung unbe-
rührten Handelsbestand an Kokain - lediglich eine Eigenkonsum-
menge von 0,87 Gramm Marihuana mit sich. […] 

Zwar hat das Landgericht hinsichtlich der Tat Ziffer II.1. den Besitz 
der 0,87 Gramm Marihuana - wenn auch zum Zeitpunkt des Urteils 
mit dem geltenden Recht in Einklang stehend - rechtsfehlerhaft zu 
Lasten des Angeklagten berücksichtigt, indem es in den Urteils-
gründen ausführt, strafschärfend habe sich ausgewirkt, ‚dass der 
Angeklagte den Tatbestand [des § 29 BtMG] zweifach, nämlich in 
der Variante des Handeltreibens und in der Variante des Besitzes 
verwirklicht hat‘. Denn ein solcher Besitz ist seit Inkrafttreten des 
ohne Übergangsregelung anzuwendenden KCanG für Personen 
über 18 straffrei (s.o.). Anderseits hat es jedoch strafmildernd einen 
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Umstand eingestellt - Cannabis als ‚weiche Droge‘ mit verhältnis-
mäßig geringem Schädigungspotential (UA S. 13) -, der seit dem 
Inkrafttreten des KCanG keinen Bestand mehr haben kann, da dies 
bereits durch die Straffreiheit/den reduzierten Strafrahmen zum 
Ausdruck kommt. In Zusammenschau mit der überaus geringen 
Menge, die für sich betrachtet bereits vor der gesetzlichen Neure-
gelung des Umgangs mit Cannabis regelmäßig zu einer folgenlosen 
Verfahrenseinstellung nach § 31a BtMG führte, wird der Senat aus-
schließen können, dass die Kammer angesichts der weiteren er-
heblichen zu Lasten des Angeklagten wirkenden Strafzumessungs-
gesichtspunkte - Vorstrafen, laufende Bewährung und Handeltrei-
ben mit Kokain als ‚harter Droge‘ (UA S. 13) - auf eine niedrigere 
Einzelstrafe erkannt hätte […]. 

Dem tritt der Senat bei. 

2. Im Übrigen hat die auf die Revision veranlasste Nachprüfung des Urteils 

keinen dem Angeklagten nachteiligen Rechtsfehler ergeben. 

3. Die Kostenentscheidung beruht auf § 473 Abs. 4 StPO. Der nur gering-

fügige Erfolg der Revision rechtfertigt es nicht, den Angeklagten auch nur teil- 
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weise von den durch sein Rechtsmittel entstandenen Kosten und Auslagen frei-

zustellen. 

VRiBGH Prof. Dr. Schäfer 
befindet sich im Urlaub 
und ist deshalb gehindert 
zu unterschreiben. 

Paul 

Paul Berg 

Kreicker Voigt 
 
 

Vorinstanz: 

Landgericht Mönchengladbach, 08.12.2023 - 21 KLs-700 Js 1830/23-22123 

 


